
Die energetische Sanierung von Wohnhäusern wird in vielen Städten vorangetrieben. 
Was im Hinblick auf Energieeffizienz sinnvoll ist, kann aufgrund steigender Mietkosten zu einer Verdrängung der 

alteingesessenen Bewohner(innen) führen. 
Damit energetische Sanierung nicht dazu beiträgt, 

soziale Ungleichheiten auf Stadt- und Quartiersebene zu erhöhen,
bedarf es sozialpolitischer Regelungen und Förderinstrumente.

Doch fehlt noch eine fundierte Datenbasis, die es erlaubt,
entsprechende Empfehlungen zu geben. 

Energetische Sanierung: Sozialräumliche 
Strukturen von Städten berücksichtigen
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ie sozialen Folgen der Energiewende wurden in jüngster Zeit
häufig unter dem Schlagwort „Energiearmut“ in der Öffent-

lichkeit diskutiert. Energiearmut bezeichnet das Risiko von Haus-
halten gegenüber steigenden Energiepreisen und wird bislang
oft allein aus der Perspektive steigender Strompreise behandelt.
Wie Kerstin Tews (2014) bereits inGAIA zeigte, machen die Kos-
ten der Wärmeerzeugung aber einen viel bedeutenderen Teil der
Energie kosten von Haushalten aus als die für Strom. Da die Ener -
giever sorgung von Gebäuden Energiearmut wesentlich stärker
bestimmt, plädiert die Energiearmutsforschung dafür, sich mehr
auf energetische Sanierung zu konzentrieren.1

Diese Forderung nach energetischer Sanierung des Gebäude -
bestands trifft auf stark wachsende sozialräumliche Ungleich-
heiten in den Städten (Kronauer und Siebel 2013); vor allem die
Konzentration einkommensschwacher Haushalte in bestimm-
ten Quartieren nimmt zu (Dohnke et al. 2012). 

In der aktuellen Debatte stehen sich zwei Standpunkte zur so-
zialen Wirkung energetischer Sanierung gegenüber. Welche der
beiden Optionen sich durchsetzen wird, hängt nicht zuletzt von
den politischen Rahmenbedingungen ab:  
1. Win-win-Situation: Die energetische Sanierung hat positive

Effekte für die Umwelt und führt bei steigenden Energieprei -
sen gleichzeitig zu finanzieller Entlastung der Haushalte (Di-
scher et al. 2010).

2. Gewinner-und-Verlierer-Situation: Einkommensstärkere Be-
wohnergruppen können sich die energetisch sanierten Woh-
nungen leisten und sparen trotz anfänglich höherer Mietkos-

 ten langfristig Kosten ein; einkommensschwächere Mieter je-

doch können die gestiegene Miete nicht zahlen und müssen
in kostengünstigere, aber ungenügend sanierte Wohnungen
um ziehen („energiebedingte Gentrifizierung“, vergleiche Holm
2011, von Malottki und Vaché 2013).

Grundsätzlich ist energetische Sanierung für Haushalte ambiva -
lent: Sie entlastet zwar von Energiekosten, erhöht aber in der Re-
gel die Wohnkosten und schränkt so die Chancen einkommens -
armer Haushalte ein, in sanierte Bestände einzuziehen. Auch aus
der Perspektive der gesamtstädtischen Wohnungsmärkte haben
ener getische Sanierungen ambivalente Effekte: Einerseits können
sie verhindern, dass sich die Bausubstanz in bestimmten Quar-
tieren verschlechtert und diese sozial „abrut schen“. Andererseits
können die Wohnungspreise stark anstei gen und einkommens-
schwache Haushalte verdrängt werden. Empirisch unbeantwor-
tet bleibt, wie soziale und energetische Problemlagen in Deutsch-
land zusammenhängen. In Großbritannien und Irland wurden
in Städten und Gemein den bereits sich überlagernde soziale und
energetische Problemlagen diagnostiziert: Einkommensschwa-
che Haushalte wohnen überdurchschnittlich oft in den energe-
tisch schlechtesten Wohnungen oder Häusern und müssen des-
halb höhere Energiekosten tragen. Hierzulande ist noch unklar,
ob dieser Zusammenhang ebenfalls besteht und welche Maßnah -
men und Förderinstrumente gegen Energiearmut geeignet wären.

1 Dieser Beitrag bündelt Diskussionsergebnisse eines Workshops zum 
Thema „Energiearmut in Deutschland aus sozialräumlicher Perspektive“ 
im April 2014 am Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung – UFZ.
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Status quo Sanierungsbedarf

Der energetische Sanierungsbedarf in Deutschland ist hoch, da
67,7 Prozent der 40,5 Millionen Wohnungen vor Inkrafttreten der
ersten Wärmeschutzverordnung 1977 errichtet wurden (De statis
2011). Immerhin wurden bisher etwa 28 Prozent dieser Gebäude
nachträglich mit Außenwanddämmung, 52 Prozent mit Dach-
dämmung und zwölf Prozent mit Fußboden- oder Kellerdäm-
mung ausgestattet (Diefenbach et al. 2010). Bislang fehlen leider
Daten zur Einkommenssituation der Haushalte, die Rückschlüs-
se erlauben würden, wie sich die Haushalte auf sanierte bezie-
hungsweise unsanierte Häuser verteilen. Bekannt ist lediglich,
dass sich der Sanierungsstand nach Gebäudetypen, Eigentümern
und Regionen unterscheidet. So ist der Energiebedarf in Wohn-
beständen in Nord- und Westdeutschland am höchsten. In den
1990er Jahren hat Ostdeutschland eine Sanierungswelle erlebt –
jedoch nicht allein aus energetischen Gründen. In Süddeutsch-
land wurden besonders viele Kredite der Kreditanstalt fürWieder -
aufbau(KfW) im Rahmen desCO2-Gebäudesanierungsprogramms
in Anspruch genommen (Michelsen et al. 2011). Auch die Lage
des Immobilienmarktes hat Einfluss: Zum einen werden Sanie-
rungsanstrengungen in schrumpfenden Städten und von Leer-
stand bedrohten Quartieren zurückgestellt. Zum anderen besteht
auf Märkten mit Wohnungsknappheit kein Anlass zur Sanierung,
da auch Wohnungen in schlechtem Zustand problemlos vermie -
tet werden können (Kopatz et al. 2013, S. 145 ff.).

Der Mikrozensus 2010 hat deutlich gemacht, dass die Energie -
kosten in Mieterhaushalten mit geringem Einkommen pro Qua-
dratmeter tendenziell höher sind; Aussagen zu Quartieren und
Baustrukturen sind nicht enthalten (Destatis 2010). Auch Daten,
die belastbare Aussagen über die Zusammenhänge zwischen der
energetischen Qualität der Wohngebäude, den Energiekosten von
Haushalten und ihren sozialen Merkmalen auf kleinräumiger
Ebene ermöglichen, fehlen. Bisher gibt es nur einzelne Fallstudi -
en, die kommunale Statistiken nutzen und mit Befragungen er-
gänzen (Färber 2013, Großmann et al. 2014). Sie zeigen, dass vor
allem unsanierte innerstädtische Altbauviertel sowie ältere Ein-
familien- und Reihenhäuser zu den Problemfällen zählen. 

Energetische Sanierung gegen Energiearmut

Energiearmut entsteht, wenn ein zu hoher Anteil des Haushalts-
einkommens für den Bezug von Energie (Wärme, Warmwasser,
Licht) aufgewendet werden muss, um eine angemessene Wohn-
qualität zu erreichen. Neben geringem Haushaltseinkommen tra-
gen mangelhafte Energieeffizienz der Gebäude oder Haushalts-
geräte sowie hohe Energiepreise zu Energiearmut bei(Boardman
2010, Hills 2012). Weitere Risikofaktoren sind Haushaltszusam-
mensetzung und Familiensituation.2 Im Gegensatz zu Ländern
wie Großbritannien, Irland und Frankreich fehlt in Deutschland
bislang eine offizielle Definition sowie Statistiken zum Ausmaß
von Energiearmut. Die Politik begründet diese Lücke mit dem
Ar gument, dass Energiearmut nur ein Teilaspekt von Armut sei

(Deutscher Bundestag 2012). Allerdings unterscheiden sich Ein-
kommens- und Energiearmut deutlich in den Lösungsansätzen:
Die Situation eines von Einkommensar mut betroffenen Haus-
halts kann vor allem durch höheres Einkommen verbessert wer-
den, die eines von Energiearmut betroffenen Haushalts in ers -
ter Linie durch ge steigerte Energieeffizienz des Wohngebäudes
(Boardman 2010). Demnach ist Energiearmut insbesondere mit
energetischer Sanierung zu begegnen (Hills 2011, S.90ff., Ürge-
Vorsatz und Herrero 2012, Tews 2014). 

Eine gewisse finanzielle Entlastung kann zwar durch verän -
der tes Verhalten erzielt werden (etwa Stoß- statt Kipp lüf ten) oder
durch kleinere Investitionen, etwa den Austausch ineffizienter
Beleuchtung.3 Diese Maßnahmen haben aber begrenzte Effekte,
da einkommensarme Haushalte ohnehin durchschnittlich weni -
ger Energie verbrauchen (vergleiche Kopatz et al. 2013, S. 59ff.).
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn Haushalte aufgrund
ihrer finanziellen Situation oder des schlechten energetischen
Gebäudezustands bereits darauf verzichten, ihre Wohnung an-
gemessen zu heizen. Hochinvestive Maßnahmen aber, wie den
Austausch einer alten Heizung, die Anschaffung effizienter Ge-
räte oder Dämmmaßnahmen, können sich diese Haushalte nicht
leisten – oder sie können diese Maßnahmen im Falle eines Miet-
verhältnisses nicht beeinflussen.

Wohnungspolitische Verantwortung 

Die sozialen Folgen energetischer Sanierung bestimmen jedoch
nicht nur die Diskussion um Energiearmut – auch ihr Einfluss
auf Wohnungsmärkte und Sozialstrukturen auf Quartiers- oder
Stadtebene ist relevant. Bislang können nur spekulative Annah -
men zum Ausmaß sozialräumlicher Auswirkungen von energeti -
schen Sanierungen getroffen werden. Systematische Studien zur
Erfassung und Beschreibung betroffener oder gefährdeter Haus-
halte sowie zu Umzugsplänen aufgrund steigender Kosten auf
dem Wohnungsmarkt (vor allem im Hinblick auf energetische
Sanierungen) fehlen. Offen bleibt daher, ob bestehende För der -
pro gramme und politische Maßnahmen etwa im Effizienzbereich
überhaupt greifen.4 Auch wäre es sinnvoll zu prüfen, welche För-
derinstrumente insbesondere einkommensschwachen Hausei-
gentümern und Vermietern eine maßvolle energetische Sanie-
rung er leichterten. Spezielle Angebote für diese Zielgruppe könn-
ten zur Erhöhung der gesamten Sanierungsquote beitragen.

GAIA 23/4(2014): 309–312

2 Insbesondere Haushalte mit Kindern haben einen hohen Energiebedarf, 
Allein erziehende haben zudem ein erhöhtes Armutsrisiko(Heindl 2014, S.21,
Hills 2012, S. 61, Boardman 2010, S. 37, Healy 2004, S. 50).

3 In mehr als 150 Städten wird einkommensschwachen Haushalten erfolgreich
eine Energiesparberatung angeboten, die neben dem Strombereich auch zu
Heizenergie- und Wassereinsparungen berät. Diese Beratung erfolgt inner-
halb des Projekts Stromsparcheck PLUS des Deutschen Caritasverbands e.V.
und des Bundesverbands der Energie- und Klimaschutzagenturen.

4 In diesem Zusammenhang ist die Umlage von elf Prozent der für die
energe tische Sanierung aufgewendeten Kosten auf die Miete zu nennen
(vergleiche Paragraf 559 Bürgerliches Gesetzbuch). 
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In den öffentlichen Debatten werden vor allem die Projekte
kritisiert, bei denen eine flächenhafte Aufwertung den Anteil
günstigen Wohnraums reduziert oder wo die mietrechtliche Mo-
dernisierungsumlage als Vehikel zur Verdrängung von Mietern
genutzt wird.5 Energetische Sanierung befördert so Verdrängung,
auch wenn sie nicht ursächlich dafür ist (von Malottki und Vaché
2013). Dem entgegenwirken ließe sich, indem die Sanierung von
Quartieren über einen längeren Zeitraum gestreckt oder unter-
schiedlich stark saniert werden würde. 

Doch noch besteht aufgrund energetischer Sanierung für ein-
kommensschwache Haushalte ein Risiko der Verdrängung in un-
sanierte Bestände. Denn die Rechtsprechung des Bundessozial -
ge richts betrachtete bis vor kurzem Kosten der Unterkunft (KdU)
und Kosten der Heizung (KdH) grundsätzlich getrennt – mit je-
weils festen Angemessenheitsgrenzen, die nicht überschritten
und nicht gegeneinander aufgewogen werden können. Leistungs-
beziehern war es daher grundsätzlich nicht möglich, verringerte
Nebenkosten (KdH) als Argument für höhere Mietkosten (KdU)
anzubringen. Der Grundsicherungsträger konnte zudem bei den
KdU eine weit stärkere Kappung festlegen als bei den KdH. Der
Bun desgesetzgeber hat darauf mit der kaum angewandten Sat-
zungsermächtigung in Paragraf 22b im Zweiten Sozialgesetzbuch
reagiert. Nur wenige Grundsicherungsträger sehen bislang die
Verrechnung von erhöhten Unterkunftskosten mit niedrigeren
Energiekosten bei energetischer Sanierung vor – eine Ausnahme
ist das „Bielefelder Modell“ (von Malottki 2012). Nach der neue -
ren, aber noch kaum in der Praxis angewandten Rechtsprechung
gilt de facto eine bruttowarme Angemessenheitsgrenze (verglei-
che BSGE 2013). Damit werden sanierte Wohnungen und selbst
genutztes Wohneigentum als eher angemessen eingestuft, doch
bei nicht sanierten Wohnungen in zentralen Lagen, die nun nicht
mehr unter Einzelfallausnahmen bei den KdH fallen, dürfte so
Verdrängung beschleunigt werden. 

Bei hohen Leerständen sind Vermieter ohnehin meist ge-
zwungen, ihre Kaltmieten unterhalb der Angemessenheitsgren-
ze zu halten.6 In Mietermärkten müssen sich die Vermieter an der
Zahlungsbereitschaft selbst einkommensschwacher Haushalte
orientieren. Würden die Mietkosten zwischen Mietern, Vermie-
tern und Staat aufgeteilt, wie etwa vom Mieterbund vorgeschla-
gen, könnte auch einkommensschwachen Haushalten Zugang
zu effizientem – und gesundem – Wohnraum ermöglicht wer-
den. Auch die Förderprogramme der KfW sollten auf soziale Be-
lange hin überprüft werden. 

Forschungs- und Handlungsbedarf

Um Problemlagen zu identifizieren, Handlungsempfehlungen
für eine behutsame energetische Sanierung für die Praxis zu
formulieren und damit von Energiearmut betroffene Haushal-
te zu entlasten, sehen wir folgenden Forschungsbedarf: 

Definition und Bestimmung von Energiearmut: Der Begriff Ener-
giearmut sollte in der internationalen Debatte geschärft werden,
sodass er operationalisierbar wird. Um die aktu elle und künftige
Betroffenheit gegenüber Energiearmut abzuschätzen, sind Prob -
lemfaktoren und ihre wechselseitige Beeinflussung zu klären.

Entwicklung von Monitoring-Methoden, Aufbau einer querschnitts -
orientierten Datenbasis: Um die Überlagerung von energetischen
und sozialen Problemlagen räumlich und im Zeitverlauf konkret
zu erfassen, bedarf es einer Monitoring-Methodik. Dafür müssen
auf nationaler und kommunaler Ebene Daten erhoben werden,
die Aussagen über Gebäudesubstanz und Sozial struktur zulas-
sen.Vor allem auf kleinräumiger Ebene fehlen Daten zum Ge-
bäudebestand und dessen energetischer Qualität. Da für sollten
bestehende nationale und kommunale Erhebungen – wie Sozio-
ökonomisches Panel(SOEP),Gebäude- undWohnungszäh lung(GWZ),
Mikrozensus, Mietspiegel,kommunale Bürgerumfragen – um geziel-
te Fragestellungen ergänzt werden. 

Hotspots identifizieren: Um den Zusammenhang von Energiekos -
ten der Haushalte, Energiebedarf der Wohnbausubstanz und
sozialräumlichen Strukturen aufzuzeigen, können vorhandene
Daten der Kommunalstatistik genutzt werden. Je nach Kommu-
ne ließen sich mit Hilfe von Proxy-Indikatoren (zum Beispiel Al -
ter der Gebäude, Baustruktur) lokale Schwerpunkte von Energie -
armut lokalisieren und diese in Risikokategorien einstufen. Auf
dieser Grundlage können Fördermittel räumlich gezielter ver-
wendet und energetische Sanierung als Maßnahme gegen Ener-
giearmut in Deutschland etabliert werden.

Energetische Sanierung nach Marktdynamik differenzieren: Die
Debatte um die Wirkungen energetischer Sanierung ist mit der
Entwicklung der Wohnungsmärkte, die sowohl regional als auch
innerhalb städtischer Teilräume variieren kann, zu verknüpfen.
Hier sind unterschiedliche Motivationen und Entscheidungen
der Eigentümer sowie soziale und demografische Strukturen der
Städte und Quartiere zu beachten, auf die die Förderinstrumen-
te derzeit nicht eingehen. 

Belege für sozialräumliche Effekte energetischer Sanierungen vor-
legen: Die Wirkungen energetischer Sanierung („Win-win“ und
„Gewinner-Verlierer“) bedürfen der systematischen empirischen
Überprüfung, auch wenn dies methodisch anspruchsvoll und auf-
wendig ist. Mit der Identifizierung von Hotspots und der Erfas-
sung der Wirkung energetischer Sanierungen in unterschiedli -
chen Märkten können jedoch Konzepte zur sozial verträglichen
energetischen Sanierung von Gebieten erarbeitet werden, die >

GAIA 23/4(2014): 309–312

5 Siehe zum Beispiel 
für Stuttgart: www.s-oe-s.de/leitartikel/verkauf-der-lbbw-wohnungen-von-
schwarz-rot-gruen-an-heuschrecken-verfuettert; 
für Berlin: www.berliner-zeitung.de/berlin/streit-um-sanierungskosten-auch-
ohne-luxus-unbezahlbar,10809148,24165934.html;
allgemein: www.zeit.de/news/2014-03/22/wohnen-mieterbundvermieter-
nutzen-sanierung-immer-oefter-als-waffe-22100406.

6 So hat die Hallesche Wohnungsgesellschaft mbH bei der Sanierung eines
Wohnkomplexes in Halle Heide-Nord die Steigerung der Kaltmiete gekappt,
so dass die Bestände weiterhin für Haushalte zugänglich sind, die auf
Transferleistungen angewiesen sind.
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ei  ne Verdrängung alteingesessener und einkommensschwacher
Bewohnergruppen verhindern.

Einfluss der steigenden Energiekosten auf Wohnstandortentschei-
dungen ermitteln: Erste Studien belegen, dass steigende Energie -
kosten zunehmend Wohnstandortentscheidungen beeinflussen
(Großmann et al. 2014). Durch Umzüge verändern sich die sozi -
alräumlichen Muster der Städte, was Einfluss auf den Sozialsta-
tus von Quartieren hat und zu weiteren Umzugsanlässen führen
kann. Diese komplexen Wirkungen gilt es zu verstehen. Die ener-
gieeffizientesten und zugleich preiswertesten Wohnungen sind
im sanierten Geschosswohnungsbestand zu finden und werden
vermutlich in Zukunft besonders stark nachgefragt. 

Die Diskussion um Energiearmut sollte dazu motivieren, sozia -
le und energetische Einflussfaktoren von Wohnstandortentschei-
dungen auf kleinräumlicher Ebene zu betrachten.Weitgehend
ungeklärt ist die Frage, welche Bedeutung energeti sche Sanierung
für Haushalte mit geringem Einkommen hat, die mit überdurch-
schnittlichen Kostenbelastungen kämpfen, und welche Verdrän-
gungsprozesse dadurch in Gang gesetzt werden. Handlungsbe-
darf besteht im Hinblick darauf, wie energetische Sanierung dazu
beitragen kann, soziale Ungleichheiten auf Stadt- und Quartiers -
ebene bestenfalls zu reduzieren, sie zumindest aber nicht zu ver-
größern.Wesentlich ist hier das Zusam men denken von Sozial-
und Umweltpolitik.Wir schlagen daher ein Forschungsprogramm
vor, das die Formulierung politischer Maßnahmen ermöglicht
und bestehende Wechselwirkungen positiv beeinflusst. 
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